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Deutsche eu-ratspräsidentschaft  
bringt innenpolitische themen voran
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Editorial
Liebe Leserin, lieber Leser,
mit der europäischen Innenpoli-
tik ist die deutsche EU-Ratspräsi-
dentschaft gut gestartet. Beim 
ersten informellen Treffen der 
Minister gab es für das deutsche 
Arbeitsprogramm viel Unterstüt-
zung, so dass gleich beim ersten 
formellen Treffen wesentliche 
Fortschritte erzielt werden 
konnten – für die Redaktion der 
Anlass, der Ratspräsidentschaft 
erneut die Titelstory zu widmen. 
Wieder sind viele weitere Themen 
dieser „innenpolitik“ europäische 
Themen. So die elektronischen 
Personaldokumente, bei denen 
Deutschland eine Vorreiterrolle 
spielt. Und die Bekämpfung der 
Korruption in den neuen Mit-
gliedsländern, bei der Deutsch-
land und Polen gerade ein gemein-
sames Projekt erfolgreich abge- 
schlossen haben. 
Sie finden ferner Einzelheiten 
zum Beamtenrecht, zur Inte-
gration von Migranten, zu den 
Asylbewerberzahlen und – wie-
der einmal – zu erfolgreichen 
deutschen Sportlern, die häufig 
auch in den Reihen der Bundes-
polizei zu finden sind.
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Dr. Gregor Rosenthal ist neuer Geschäftsführer des 
Bündnisses für Demokratie und Toleranz (BfDT).  
Der bisherige Geschäftsführer Wolfgang Arnold  
war nach über sechsjähriger Amtszeit in den wohl-
verdienten Ruhestand getreten. Bei der Amtseinfüh-
rung des neuen Geschäftsführers sagte der Parla-
mentarische Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern, Peter Altmaier: „Die Bekämpfung von 
Extremismus, Rassismus und Antisemitismus ist für 
uns von außerordentlicher Bedeutung.“ Er freue sich 
daher, dass Dr. Rosenthal, der zuletzt mit großem 
Erfolg den Sicherheitsstab zur Fußballweltmeister-
schaft 2006 im Bundesministerium des Innern geleitet hat, für diese wichtige 
und anspruchsvolle Tätigkeit gewonnen werden konnte. 
 
Das Bündnis für Demokratie und Toleranz – gegen Extremismus und Gewalt wurde 
im Jahre 2000 von den Bundesministerien des Innern und der Justiz gegründet. 
Sein Ziel ist die Förderung des zivilgesellschaftlichen Engagements und die Unter-
stützung von Aktivitäten gegen extremistische Tendenzen, Fremdenfeindlichkeit 
und Antisemitismus.  
>>www.buendnis­toleranz.de
Dr. Gregor Rosenthal
In einem Gespräch mit der Führung 
des Internationalen Rates der Chris-
ten und Juden – ICCJ – hat Bundesin-
nenminister Dr. Wolfgang Schäuble 
die Bedeutung unterstrichen, die die 
Aktivitäten des ICCJ vor allem für 
das Nachkriegsdeutschland hatten. 
Er hob auch hervor, dass der ICCJ 
sich heute weltweit einer Erweite-
rung seiner Aufgaben stelle, näm-
lich der Annäherung von Juden, 
Christen und Muslimen. Der Minis-
ter erläuterte seinen Gästen, unter 
ihnen ICCJ-Präsident Prof. Dr. John  
T. Pawlikowski (USA), auch die Ziele 
der Deutschen Islam-Konferenz, die 
im vergangenen September ihre 
Arbeit aufgenommen hat. 
Der ICCJ (International Council of 
Christians and Jews) ist die Dachor-
ganisation von weltweit 38 nationa-
len christlich-jüdischen und inter-
religiösen Dialogvereinigungen.  
Seit 1979 hat der ICCJ seinen Haupt-
sitz in der südhessischen Stadt Hep-
penheim.
>>www.iccj.org/de
Dr. Schäuble mit Prof. Dr. Pitum (r.), ICCJ-
Schatzmeister und Reverend Prof. Dr.  
Pawlikowski (l.), Präsident des ICCJ.
Deutsch­FranzösischerTag
Informationen aus erster Hand erhielten 25 Schülerinnen und Schüler einer Ber-
liner Oberschule, die im Rahmen des Deutsch-Französischen Entdeckungstages 
das Bundesministerium des Innern besuchten. Die alljährlich stattfindende Akti-
on soll die Aufmerksamkeit vor allem der jüngeren Generation auf das Erlernen 
der französischen oder deutschen Sprache sowie auf die Möglichkeiten des Studi-
ums und der Arbeit im Partnerland lenken.
 
Neben einem Überblick über die Aufgaben und Organisation des Ministeriums 
erhielten die Teilnehmer Informationen über Ausbildungsgänge im BMI und die 
Bedeutung des Erwerbs von Qualifikationen für den Einsatz bei internationalen 
Verwendungen. Bernadette Malgorn, secrétaire générale des französischen 
Innenministeriums, hatte ein Arbeitstreffen unterbrochen, um mit den jungen 
Leuten über die Bedeutung deutsch-französischer Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet der europäischen Innenpolitik zu sprechen.
>>www.entdeckungstag.de





Mit dem informellen treffen der Justiz- und Innenminister vom 14. bis 16. Januar in Dresden gelang der deutschen 
eu-ratspräsidentschaft ein erfolgreicher Start in die Serie von treffen der europäischen Fachminister. gleich zu 
Beginn der präsidentschaft wurden wichtige themen im Innenbereich aufgegriffen. Sie fanden große unterstüt-
zung bei Mitgliedstaaten, kommission und europäischem parlament.
Damit war es möglich, bereits auf dem 
ersten formellen Treffen der europä-
ischen Innenminister am 15. Februar 
in Brüssel mit der Umsetzung des 
Arbeitsprogramms des Bundesministe-
riums des Innern für die deutsche EU-
Ratspräsidentschaft zu beginnen.
Bundesinnenminister Dr. Wolfgang 
Schäuble und Bundesjustizministerin 
Brigitte Zypries luden gleich zu Beginn 
der deutschen EU-Ratspräsidentschaft 
zum informellen Treffen der europä-
ischen Justiz- und Innenminister vom 
14. bis 16. Januar nach Dresden ein. 65 
Ministerinnen und Minister mit rund 
300 Delegationsmitgliedern folgten 
der Einladung. Über 400 akkreditierte 
Journalisten aus ganz Europa waren 
anwesend. 
Die deutsche Ratspräsidentschaft hatte 
wichtige Themen auf die Agenda in 
Dresden gesetzt. Die Minister berieten 
über die Möglichkeit der Verstärkung 
der grenzüberschreitenden polizei-
lichen Zusammenarbeit durch die 
Überführung des Vertrags von Prüm 
in den EU-Rechtsrahmen, das weitere 
Vorgehen in Migrationsfragen zur 
Umsetzung der Schlussfolgerungen 
des Europäischen Rates vom Dezember 
2006 und sie führten eine Diskussion 
über die zukünftige Gestaltung der 
europäischen Innenpolitik ab 2010 
(nach Auslaufen des Haager Pro-
gramms). Die große Unterstützung, 
die Dr. Schäuble hierbei durch die 
Mitgliedstaaten, den Vizepräsidenten 
der Europäischen Kommission Franco 
Frattini und den Vertreter des Europä-
ischen Parlaments, Jean-Marie Cavada, 
erfuhr, ermöglichten es, diese Punkte 
bereits auf der ersten formellen Rats-
sitzung der Innenminister am 15. Feb-
ruar 2007 in Brüssel (Tagung des Rates 
der Justiz- und Innenminister) mit 
Erfolg zu behandeln. Die Themen sind 
Schwerpunkte des Arbeitsprogramms 
des Bundesministeriums des Innern für 
die deutsche EU-Ratspräsidentschaft.
Überführung des Vertrags von 
Prüm in den EU-Rechtsrahmen
Aufgrund der positiven Resonanz in 
Dresden brachten auf der Sitzung der 
Innenminister am 15. Februar in Brüs-
sel alle 16 Prüm-Partner (Unterzeich-
ner- und Beitrittsstaaten) gemeinsam 
den Entwurf eines Ratsbeschlusses zur 
im Wesentlichen inhaltsgleichen Über-
führung der Kernelemente des Vertrags 
ein. Die Innenminister konnten auf 
der Sitzung politisches Einvernehmen 
über den Vorschlag erzielen. Anfang 
März wurde der Beschlussentwurf dem 
Europäischen Parlament zur Stellung-
nahme übermittelt. Damit könnte noch 
unter deutscher Präsidentschaft das 
Verfahren zur Überführung des Ver-
trags in den EU-Rechtsrahmen erfolg-
reich abgeschlossen werden.
Der von sieben europäischen Staaten 
(Belgien, Deutschland, Frankreich, 
Luxemburg, Niederlande, Öster-
reich und Spanien) am 27. Mai 2005 
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geschlossene und nach dem Ort der 
Unterzeichnung benannte Vertrag von 
Prüm (Eifel) sieht die Intensivierung der 
grenzüberschreitenden polizeilichen 
und justiziellen Zusammenarbeit vor. 
Neun weitere Mitgliedstaaten (Finn-
land, Italien, Portugal, Slowakei, Slowe-
nien, Schweden, Bulgarien, Rumänien 
und Griechenland) haben inzwischen 
ihre Absicht zum Vertragsbeitritt 
erklärt. Deutschland und Österreich 
stehen seit Anfang Dezember in einem 
ersten automatisierten Informationsab-
gleich; Spanien wird in Kürze folgen.
Auf Grundlage des Vertrags ist es mög-
lich, dass sich die beteiligten Staaten 
untereinander einen automatisier-
ten Zugriff auf bestimmte nationale 
Datenbanken gewähren. Das Verfah-
ren stellt einen Quantensprung im 
Bereich des grenzüberschreitenden 
Datenaustausches dar. So können die 
Vertragsstaaten im Rahmen eines 
direkten lesenden Online-Vollzugriffs 
Fahrzeugregisterdaten gegenseitig 
abrufen. DNA-Analyse-Dateien und 
daktyloskopische Dateien (Fingerab-
drücke) werden dem anderen Ver-
tragspartner jeweils im Wege eines 
Hit-/No-Hit-Systems geöffnet. Die 
abfragende Stelle erhält damit unmit-
telbar und automatisch die Informa-
tion, ob zu dem Profil ein Treffer im 
Datensystem des Vertragspartners 
vorliegt oder nicht. Die Übermittlung 
von weitergehenden Informationen, 
wie personenbezogenen Daten, erfolgt 
dann im Rahmen der Rechtshilfe.
Seit Anfang Dezember 2006 können 
Österreich und Deutschland auf Grund-
lage des Vertrages ihre DNA-Daten 
gegenseitig abgleichen. Das hat allein 
in den ersten acht Wochen zusammen-
gefasst in Deutschland zu über 1.500 
Treffern mit österreichischen Datensät-
zen und umgekehrt zu mehr als 1.400 
Treffern in Österreich mit deutschen 
Datensätzen geführt. Darunter wurden 
allein im Bereich der Totschlags- und 
Morddelikte 32 Treffer erzielt.
Zwar bedarf jeder Treffer einer sorgfäl-
tigen Überprüfung und es lassen sich 
ungelöste Fälle nicht allein anhand 
eines DNA-Treffers lösen. Es ist aber 
Die Innen- und Justizminister und -ministerinnen Europas in Dresden.
Bundesinnenminister Dr. Wolfgang Schäuble hat am Mittwoch, den 24. Januar 
2007, in Brüssel in der Sitzung des Ausschusses des Europäischen Parlaments 
für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres (LIBE-Ausschuss) das innenpoli-
tische Arbeitsprogramm der deutschen EU-Ratspräsidentschaft im ersten 
Halbjahr 2007 mit dem Titel „Europa sicher leben“ vorgestellt. 
Er sagte: „Gerade in Sicherheitsfragen erwarten die Bürgerinnen und Bürger 
von Europa Antworten. Und dafür bedarf es auf europäischer Ebene einer 
engen Kooperation von Parlament, Rat und Kommission. Dabei müssen wir 
entschieden handeln und gemeinsam die richtige Balance zwischen Freiheit 
und Sicherheit finden. Ich freue mich deshalb, die gute Zusammenarbeit mit 
dem Europäischen Parlament während der deutschen Präsidentschaft sowie 
darüber hinaus fortsetzen zu können.“
EngeZusammenarbeitmit
demEuropäischenParlament
zu erwarten, dass in Deutschland und 
Österreich bislang ungelöste Fälle 
abgeschlossen und die Täter einer 
Verurteilung zugeführt werden kön-
nen. Mit dem Austausch in Bezug auf 
Fingerabdruck- und Kraftfahrzeugda-
teien soll deshalb sukzessive noch in 
diesem Jahr begonnen werden.
Weiterhin werden im Vertrag von 
Prüm Regelungen zum Datenaus-
tausch im Bereich der Bekämpfung des 
Terrorismus und reisender Gewalttäter 
getroffen: Zur Verhinderung terroris-
tischer Straftaten können personenbe-
zogene Informationen über terroristi-
sche Gefährder übermittelt werden. Zu 
präventiven Zwecken ermöglicht der 
Vertrag den Austausch von Informati-
onen im Rahmen von Großveranstal-
tungen über reisende Gewalttäter, wie 
etwa Hooligans.
Darüber hinaus wird auch die poli-
zeiliche Zusammenarbeit durch ope-
rative Maßnahmen intensiviert. So 
ermöglicht der Vertrag gemeinsame 
Einsatzformen wie die Durchführung 
von gemeinsamen Streifen oder die 
Übertragung von hoheitlichen Befug-
nissen auf Polizeibeamte der anderen 
Vertragsstaaten. Beispielsweise kön-
nen Polizeibeamte zur Verstärkung 
der Sicherheit bei Großereignissen in 
einem anderen europäischen Land mit 
allen Rechten und Pflichten des Gast-
landes ausgestattet werden.
Minister Dr. Schäuble erklärte am 15. 
Februar hierzu in Brüssel:
„Mit der Vertragsüberführung werden 
zukünftig alle 27 EU-Mitgliedstaaten 
von dem erheblichen Mehrwert des 
Vertrags profitieren. Ziel ist es, einen 
modernen polizeilichen Informations-
verbund aufzubauen, um europaweit 
wirksam gegen Verbrecher vorzuge-
hen. Die auf den ersten Umsetzungs-
maßnahmen beruhenden operativen 
Ergebnisse sind sehr vielversprechend 
und zeigen, dass die dem Prümer Ver- 
trag zugrunde liegende Idee, vorhan-
dene nationale Datenbanken zu ver-
netzen, eine einfache, aber zugleich 
äußerst wirkungsvolle Lösung zur 
Bekämpfung der grenzüberschrei-
tenden Kriminalität und des interna-
tionalen Terrorismus darstellt.“
Besonders hervorzuheben, so der 
Minister, seien auch die umfassenden 
Datenschutzregelungen des Vertrags, 
die nunmehr mit in den EU-Rahmen 
überführt werden und die den hohen 
Ansprüchen eines modernen Daten-
schutzes entsprechen.
Stärkung der europäischen 
Grenzschutzagentur FRONTEX
„Angesichts der im Frühjahr wieder stär-
ker werdenden Migrationsbewegungen 
über das Mittelmeer und den Atlantik 
in Richtung Europa und den damit 
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verbundenen Gefahren für das Leben 
vieler Menschen ist es eine vordringliche 
Aufgabe, FRONTEX die notwendigen 
Mittel und Kompetenzen an die Hand 
zu geben, die Mitgliedstaaten bei der 
Bewältigung dieser Lage zu unterstüt-
zen. Der Europäische Rat vom Dezember 
2006 hat hierzu konkrete Vorgaben ge-
macht“, erklärte Dr. Schäuble in Brüssel.
Der Minister informierte auf der Tagung 
des Rates deshalb zunächst über den 
aktuellen Stand der Beratungen der 
„Verordnung über einen Mechanismus 
zur Bildung von Soforteinsatzteams 
für Grenzsicherungszwecke“. Die Ver-
ordnung wurde im Juli 2006 durch 
Vizepräsident Frattini erstmals vorge-
stellt und ihre Behandlung durch den 
deutschen Vorsitz in den Ratsarbeits-
gremien seit Januar stark vorangetrie-
ben. Die geplanten Soforteinsatzteams 
sollen aus Experten der Mitgliedstaaten 
zusammengesetzt und durch FRONTEX 
kurzfristig jedem Mitgliedstaat zur Ver-
fügung gestellt werden, der an seinen 
Grenzen einer besonderen Belastung 
durch illegale Migration ausgesetzt ist. 
Ziel des deutschen Vorsitzes ist es, bis 
zur Tagung der Innenminister im April 
politisches Einvernehmen zwischen 
Parlament und Rat zum Verordnungs-
text herzustellen.
Die neue Verordnung sieht gleichfalls 
vor, dass erstmals im Rahmen der 
europäischen Zusammenarbeit Gast-
beamten, unter Leitung des jeweiligen 
Mitgliedstaates, in dem der Einsatz 
stattfindet, exekutive Befugnisse 
übertragen werden. Damit können 
die Grenzpolizisten der Teams noch 
wirkungsvoller als bisher vor Ort ein-
gesetzt werden. Vergleichbare Rege-
lungen in Europa zur Übertragung 
exekutiver Befugnisse auf Gastbeamte 
hat bisher nur die deutsche Bundes-
polizei. Anlässlich der FIFA WM 2006 
wurden damit sehr gute Erfahrungen 
gemacht. Der Verordnungsentwurf 
geht auch auf eine Anregung Deutsch-
lands zurück.
Vorsitz und Kommission wollen wei-
terhin FRONTEX bei der Bildung eines 
technischen Zentralregisters, der soge-
nannten Toolbox, unterstützen. Bereits 
die Verordnung zur Einrichtung von 
FRONTEX vom Oktober 2004 sieht vor, 
dass die Agentur ein Register grenzpoli-
zeilicher Einsatzmittel führt, welche 
die Mitgliedstaaten sich gegenseitig auf 
freiwilliger Basis temporär zum Schutz 
der Außengrenzen zur Verfügung 
stellen wollen. So sollen in das Register 
Überwachungsflugzeuge, Hubschrau-
ber, Patrouillenschiffe oder Equipment 
zur Kontrolle der Grenzen aufgenom-
men werden. FRONTEX möchte so bald 
wie möglich diese Form der Zusam-
menarbeit starten. Vizepräsident Frat-
tini hatte deshalb Ende Januar in einem 
Brief an alle Mitgliedstaaten appelliert, 
die Einrichtung des Zentralregisters 
zu unterstützen. Bis zum Rat am 15. 
Februar hatten daraufhin bereits 19 
Mitgliedstaaten, darunter Deutschland, 
Beiträge zugesagt.
Enge Zusammenarbeit der EU 
und ihrer Mitgliedstaaten mit 
Herkunfts- und Transitländern 
in Migrationsfragen
Aufgrund anhaltenden Zuwande-
rungsdrucks nach Europa bleibt die 
Verhinderung illegaler Migration 
sowohl auf europäischer als auch auf 
nationaler Ebene eines der vorran-
gigen Themen. Der Europäische Rat 
vom Dezember 2006 hat Rat und Kom-
mission hierzu eine Reihe von Aufga-
ben mit auf den Weg gegeben. Bereits 
in Dresden hatten sich die Innenminis-
ter und Vizepräsident Frattini deshalb 
dafür ausgesprochen, in Migrations-
fragen eng mit den Herkunfts- und 
Transitländern an den Süd- wie auch 
an den Ostgrenzen der EU zusammen-
zuarbeiten. Am 15. Februar konnte die-
se Diskussion fortgeführt werden.
Innenminister Dr. Wolfgang Schäuble 
sagte hierzu: „Wir haben als Präsi-
dentschaft in Umsetzung der Schluss-
folgerungen des Europäischen Rates 
vom letzten Dezember Anstöße zum 
Aufbau von Partnerschaften mit 
Drittstaaten, zur Ausgestaltung von 
Kooperationsplattformen und zur 
Erstellung länderspezifischer Migra-
tionsprofile gegeben. 
Gerade Partnerschaften zwischen Mit-
glied- und Drittstaaten können eine 
gute Ergänzung der Beziehungen zu 
Drittländern auf Gemeinschaftsebene 
darstellen. Inhalt solcher bilateraler 
Partnerschaften könnte die Einräu-
mung befristeter Aufenthaltsrechte 
zur Förderung zirkulärer Migration, 
Hilfe beim Aufbau von Grenzschutz- 
oder Asylsystemen in Herkunfts- und 
Transitdrittstaaten oder die Unterstüt-
InformellesTreffenderJustiz­und
InnenministerinDresden
Entsprechend dem Charakter der informellen Treffen soll neben den Plenar-
sitzungen der informelle Gedankenaustausch gefördert und das Gastgeber-
land präsentiert werden. Deshalb waren für die Regierungsgäste aus ganz 
Europa auch ein Besuch der Frauenkirche und eine Führung durch das Grü-
ne Gewölbe vorgesehen.




Im Rahmen der deutschen EU-Ratspräsidentschaft trafen am 1. und 2. Feb-
ruar 2007 die Leiter der Sportabteilungen der 27 EU-Mitgliedstaaten, die 
Sportdirektoren, zusammen. Unter der Leitung des Parlamentarischen 
Staatssekretärs Dr. Christoph Bergner und von Ministerialdirektor Klaus 
Pöhle wurden die Arbeiten in den Themenbereichen „Sport und Ökonomie“, 
„Integration und Sport“ sowie „Dopingbekämpfung“ auf europäischer Ebene 
vorangetrieben. Die Zusammenkunft diente auch dazu, das Sportminister-
treffen, zu dem Bundesinnenminister Dr. Wolfgang Schäuble seine Amtskol-
legen am 12. und 13. März nach Stuttgart einlädt, vorzubereiten.
Der Themenbereich „Sport und Ökonomie“ befasste sich hauptsächlich mit 
den ökonomischen Auswirkungen von Sportgroßveranstaltungen und der 
Einführung von wissenschaftlichen Parametern zur Messung wirtschaft-
licher Effekte. Der Anteil des Sports am Bruttoinlandsprodukt, seine Beschäf-
tigungseffekte und die Dynamik des Sportbereichs sollen künftig genauer 
anhand eines Satellitenkontos Sport beleuchtet werden. 
„Integration und Sport“ fokussierte auf die Potenziale von Sportvereinen bei der 
Integration von Menschen mit Migrationshintergrund, mit Behinderung, aus 
Haushalten mit geringem Einkommen oder von Personen aus gesellschaftlich 
benachteiligten Gruppen. Im Mittelpunkt der zukünftigen Entwicklungen 
stehen Qualifizierungsmaßnahmen und Zertifizierungssysteme sowie die 
Nachhaltigkeit von Integrationsmaßnahmen. Zum Themenschwerpunkt der 
Dopingbekämpfung wurde eine verbesserte Zusammenarbeit der europäischen 
nationalen Anti-Doping-Organisationen (NADO) in einem Netzwerk vereinbart.
Treffendereuropäischen
Sportdirektoren
Der Parlamentarische Staatssekretär Dr. Christoph Bergner (2. v. r.) und Ministerialdirektor 
Klaus Pöhle (M.) auf dem Sportdirektorentreffen.
zung von Reintegrationsmaßnahmen 
für Migranten sein. Umgekehrt müss-
ten sich Drittstaaten zur Einhaltung 
von Rückübernahmeverpflichtungen 
sowie demokratischer und rechtsstaat-
licher Prinzipien verpflichten.
Der deutsche Vorsitz ist sehr daran inter-
essiert, möglichst bald auf der Grund-
lage der bisherigen Diskussion und der 
Vorschläge der Kommission erste kon-
krete Fortschritte zu erzielen.“
Zukunft der europäischen 
Innenpolitik
Bereits anlässlich des informellen 
gemeinsamen Abendessens am Vor-
tag der offiziellen Ratssitzung am 15. 
Februar in Brüssel konnten sich die 
Innenminister – basierend auf den Dis-
kussionen in Dresden – über die Einset-
zung einer informellen hochrangigen 
Gruppe einigen, deren Aufgabe es 
sein wird, frühzeitig einen Anstoß zur 
Weiterentwicklung der europäischen 
Innenpolitik im Blick auf die Nach-
folge des 2009 auslaufenden Haager 
Programms zu geben. Darüber hinaus 
ist vorgesehen, dass die Gruppe Mög-
lichkeiten einer effizienteren Arbeit 
des Rates sowie zur Verbesserung oder 
Vereinfachung bestehender EU-Rege-
lungen erörtert und sich politisch mit 
der Frage befasst, in welchen Berei-
chen auf EU-Ebene intensiver zusam-
mengearbeitet werden sollte und 
umgekehrt, eher den Mitgliedstaaten 
Handlungsspielräume einzuräumen 
wären. Dagegen sollen Fragen des 
Primärrechts, der Entscheidungsfin-
dung oder Aspekte, die die weitere 
Behandlung des EU-Verfassungsver-
trages tangieren könnten, ausdrück-
lich nicht durch die hochrangige 
Gruppe behandelt werden. Die Gruppe 
wird aus Vizepräsident Frattini, den 
sechs Innenministern der aktuellen 
und folgenden Triopräsidentschaft 
(Deutschland, Portugal und Slowenien 
sowie Frankreich, Tschechische Repu-
blik und Schweden), einem Vertreter 
der übernächsten Triopräsidentschaft 
(also Spanien, Belgien oder Ungarn) 
sowie anlassbezogen Experten aus 
einzelnen Mitgliedstaaten bestehen. 
Alle Interessierten sind eingeladen, 
der Gruppe Anregungen zu unterbrei-
ten. Die Gruppe wird ein Höchstmaß 
an Transparenz gewährleisten und 
sie wird regelmäßig allen für die 
Innenpolitik zuständigen Ministern 
in geeigneter Form über den Fortgang 
der Diskussion berichten. Ziel der 
Gruppe ist es, im Herbst 2008, also 
noch vor dem formellen Vorschlag 
für das Post-Haager Programm, einen 
Bericht als diesbezüglichen Diskussi-
onsbeitrag vorzulegen. Bereits für Mai 
und Juni, also noch unter deutscher 
Ratspräsidentschaft, sind deshalb die 







Bundesinnenminister Dr. Wolfgang Schäuble hat den ame-
rikanischen Minister für Homeland Security, Michael 
Chertoff, in Berlin zu Arbeitsgesprächen getroffen, in 
denen es vor allem um die Innere Sicherheit ging. Zu die-
sem Thema hatten beide Staaten bereits im vergangenen 
Jahr eine Arbeitsgruppe eingerichtet, die Vorschläge zur 
weiteren Verbesserung des Informationsaustausches zwi-
HauptstadtgesprächeinBulgarienundRumänien
Der Parlamentarische Staatssekretär 
Peter Altmaier führte am 11. und 12. 
Januar 2007 in Bukarest und Sofia 
Gespräche mit dem rumänischen 
Innenminister Vasile Blaga und dem 
bulgarischen Innenminister Rumen 
Petkov. Herr Altmaier gratulierte den 
beiden Ländern – auch im Namen von 
Bundesinnenminister Dr. Schäuble – 
zum EU-Beitritt am 1. Januar 2007.
Beide Treffen dienten vor allem der 
Erläuterung und Diskussion der 
Schwerpunkte des BMI-Arbeitspro-
gramms für die deutsche EU-Ratspräsi-
dentschaft, wie zum Beispiel die 
Bekämpfung des internationalen Ter-
rorismus und der grenzüberschrei-
tenden Kriminalität, die Überführung 
des Vertrags von Prüm in den Rechts-
rahmen der Europäischen Union und 
den baldigen Anschluss der neuen Mit-
gliedstaaten an das Schengener Infor-
mationssystem (SIS). Altmaier betonte 
auch die Notwendigkeit zur entschlos-
senen Bekämpfung illegaler Migration 
und die dafür notwendige Stärkung 
der europäischen Grenzschutzagentur 
FRONTEX einschließlich der sogenann-
ten „Soforteinsatzteams“. 
Die Minister Bla-
ga und Petkov 
äußerten sowohl 
die Bereitschaft 
ihrer Länder, an 
den Regelungen 
des Vertrags von 
Prüm mitzuwir-
ken, als auch den 
Wunsch, mög-
lichst schnell in 
vollem Umfang in 
die Arbeiten von 
Europol einbezo-
gen zu werden. 
Darüber hinaus 
wiesen sie auf die 
angesichts der langen Außengrenzen 
ihrer Länder schwierige Aufgabe der 
Grenzsicherung hin und bedankten 
sich bei Deutschland unter anderem für 
die im Rahmen von PHARE-Twinning-
Projekten gewährte Unterstützung. 
Die beiden Besuche bildeten den 
Abschluss der Hauptstadtgespräche von 
Minister Dr. Schäuble und Staatssekre-
tär Altmaier, die zwischen Oktober 
2006 und Januar 2007 zur Vorbereitung 
der deutschen EU-Ratspräsidentschaft 
durchgeführt wurden. Ziel war es,  
allen europäischen Partnern bis zum 
Beginn der deutschen Präsidentschaft 
die wichtigsten innenpolitischen Präsi-
dentschaftsanliegen Deutschlands vor-
zustellen und zu erörtern sowie Anre-
gungen aufzunehmen. Die Gespräche 
wurden von den Mitgliedstaaten aus-
nahmslos sehr positiv aufgenommen 
und haben wesentlich zum erfolg-
reichen Start in die deutsche Ratsprä-
sidentschaft beigetragen.
Der rumänische Inneminister Vasile Blaga (l.) mit dem Parlamen-
tarischen Staatssekretär Peter Altmaier (r.). 
schen beiden Staaten erarbeiten soll. Dabei geht es sowohl 
um die Möglichkeiten, die das geltende Recht bereits bie-
tet, als auch um die Möglichkeiten eines völkerrechtlichen 
Vertrages. Hierbei sowie in der Zusammenarbeit zwischen 
den USA und der EU müssen die Anforderungen des Daten-
schutzes berücksichtigt werden. 
Dr. Schäuble erklärte, die Gespräche hätten erneut gezeigt, 
dass die amerikanisch-deutsche Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet der Inneren Sicherheit hervorragend funktioniere.  
Er fügte hinzu: „Wir streben ein deutsch-amerikanisches 
Abkommen zur Intensivierung des Informationsaustausches 
an.“ Nur auf diese Weise könne ein höchstmögliches Maß an 
Sicherheit für die Bürger gewährleistet werden.






Nach 15 Monaten ist ein deutsch-pol-
nisches Projekt zur Korruptionsbekämp-
fung erfolgreich abgeschlossen worden. 
Das Bundesministerium des Innern und 
das Bundesverwaltungsamt hatten im 
Rahmen des sogenannten Twinning- 
Instruments zusammen mit dem pol-
nischen Innenministerium die Verwal-
tung des Nachbarlandes mit rund 100 
Schulungsmaßnahmen unterstützt, an 
denen knapp 1.000 Personen teilnahmen. 
Auf der Abschlusskonferenz in War-
schau sagte Staatssekretär Johann  
Hahlen: „Dieses Projekt verdeutlicht  
für jeden greifbar, wie Europa zusam-
menwächst. Über konkrete Projekte  
wie dieses entwickelt sich eine neue 
Form der Zusammenarbeit, die für  
beide Seiten von Vorteil ist.“ 
Für die Trainingsmaßnahmen in Polen 
waren auch Experten der Länder Berlin, 
Hamburg, Niedersachsen und Nord-
rhein-Westfalen sowie von Organisati-
Dr.SchäubledanktHelfern
Bundesminister Dr. Wolfgang Schäuble 
hat allen haupt- und ehrenamtlichen 
Helfern gedankt, die während des ver-
heerenden Orkans „Kyrill“ und danach 
im Einsatz waren. Der Minister beton-
te: „Dieses Engagement ist unbezahl-
bar.“ Auch ohne die Arbeitgeber, die 
ihre Mitarbeiter freistellten, würde das 
zum größten Teil ehrenamtlich getra-
gene Katastrophenschutzsystem nicht 
funktionieren. 
Allein das THW half mit 5.500 Kräften 
aus 330 Ortsverbänden. Auch die Bun-
despolizei setzte noch während des 
Orkans mehr als 2.400 Beamte ein. 
Vorher hatte das Bundesamt für Bevöl-
kerungsschutz und Katastrophenhilfe 
in Übereinstimmung mit den War-
nungen des Deutschen Wetterdienstes 
die Bevölkerung über Selbstschutz-
maßnahmen informiert. 
Beim Bundesamt für Bevölkerungs-
schutz und Katastrophenhilfe sind 
eine Broschüre „Für den Notfall vor-
gesorgt“ und ein spezieller Flyer zum 
Thema Unwettergefahren kostenlos 
erhältlich.
>>www.bbk.bund.de




Das Bundesministerium des Innern 
finanziert insgesamt 16 moderne Hub-
schrauber für den Einsatz bei Katastro-
phen und für den Zivilschutz. Die oran-
gefarbenen Helikopter vom Typ EC 135 
T2i werden in den kommenden zwei 
Jahren an zwölf Luftrettungszentren 
ausgeliefert. Dann besitzt der Bund die 
modernste Flotte in der Luftrettung. 
Die EC 135 T2i weisen gegenüber den 
Vorgängermodellen eine Vielzahl 
technischer Neuerungen auf. Dazu 
gehören eine verbesserte Leistung 
für Höhen- und Hochtemperaturflü-
ge, ein Kollisionswarnsystem und 
modernste Navigationssysteme.
Mit Hilfe der Zivilschutz-Hubschrau-
ber können Schwerverletzte nach 
erster Behandlung vor Ort abtrans-
portiert, Schadensstellen erkundet 
und überwacht sowie Bevölkerungs-
bewegungen beobachtet und ge-
lenkt werden. Sie können ferner 
radioaktive Strahlung aus der Luft 
messen sowie Spezialisten und Mate-
rial herbeischaffen. Jede Maschine 
führt eine komplette Notarztausstat-
tung mit und kann bis zu zwei Ver-
letzte liegend transportieren. 
Besetzt sind sie mit je einem Notarzt 
und Rettungsassistenten, die von 
den jeweiligen Trägern des Luftret-
tungszentrums gestellt werden.
>>www.bbk.bund.de
Der neue Helikopter im Einsatz.
onen wie Transparency International 
und der Akademie des Deutschen Beam-
tenbundes gewonnen worden. Ein Ber-
liner Staatsanwalt war als Langzeitbera-
ter in Warschau tätig. Die erfolgreich 
beendete Arbeit bildet gleichzeitig den 
Auftakt für ein neues EU-Projekt zur  
Korruptionsbekämpfung, das Polen an 
Deutschland übertragen hat und das die 
Stärkung der neuen Antikorruptionsbe-
hörde Polens  zum Schwerpunkt hat.
 
Mit ihrem Twinning-Instrument, das 
eigens für die Kooperation öffentlicher 
Einrichtungen aufgelegt wurde, unter-
stützt die EU die neuen Mitgliedstaaten 
sowie die EU-Nachbarstaaten beim Auf-
bau effektiver Verwaltungsstrukturen.
Ziel der EU-Förderung ist es, Ministerien, 
Verwaltungen und andere öffentliche 
Institutionen, aber auch Wirtschaftsun-





Neben dem Foto des Inhabers sollen in deutschen Reise-
pässen ab 1. November 2007 auch zwei Fingerabdrücke 
digital gespeichert werden. Dies sieht ein Entwurf zur 
Änderung des Passgesetzes vor, den das Bundeskabinett 
beschlossen hat. Bereits seit November 2005 werden in 
Deutschland elektronische Reisepässe mit sogenannten 
biometrischen Daten ausgegeben. Im ePass der ersten 
Generation ist aber nur das digitale Passfoto gespeichert. 
Bundesinnenminister Dr. Wolfgang Schäuble erklärte, mit 
der Aufnahme der Fingerabdrücke in den elektronischen 
Pass erfülle Deutschland als eines der ersten europäischen 
Länder auch diese Anforderungen einer EG-Verordnung 
und nehme somit eine Vorreiterrolle ein. Der Entwurf rege-
le darüber hinaus das Auslesen des Chips. So wird es mög-
lich, die Identität von Personen insbesondere im Rahmen 
von Grenzkontrollen auch durch Vergleich biometrischer 
Merkmale zu überprüfen, wenn der vorgelegte Pass diese 
Daten enthält. Auf diese Weise dient der Einsatz biomet-
rischer Verfahren dazu, eine missbräuchliche Nutzung 
deutscher Pässe – etwa durch Terroristen – zu verhindern. 
„Der heutige Beschluss ebnet damit den Weg zur weiteren 
Stärkung der Inneren Sicherheit“, betonte der Minister.
Ab 1. November 2007 sollen bei der Passbeantragung auf 
der zuständigen Behörde die beiden Zeigefinger des Pass-
bewerbers eingescannt werden. Diese werden dann mit 
dem Foto und den übrigen Passantragsdaten elektronisch 
an den Passhersteller übermittelt, der die Fingerabdrücke 
zusätzlich zum Foto im ePass-Chip speichert. Die Daten 
sind gegen unberechtigten Zugriff gesichert und werden 
nirgendwo anders als im Chip des Passes gespeichert. Für 
Bürgerinnen und Bürger entstehen durch die geplanten 
Änderungen keine Zusatzkosten; insbesondere ist keine 
Erhöhung der Passgebühr vorgesehen.
Alle bislang ausgegebenen Pässe bleiben im Rahmen 
ihrer Laufzeit gültig, unabhängig davon, ob diese Pässe 
bereits einen Chip enthalten oder nicht. Auch ein „Nach-
rüsten“ elektronischer Pässe der ersten Generation mit 
Fingerabdrücken ist nicht vorgesehen. 
Bürgerinnen und Bürger haben in den Passbehörden die 
Möglichkeit, die auf ihrem ePass-Chip gespeicherten Daten 





Das Gesetz zur Ergänzung des Terro-
rismusbekämpfungsgesetzes ist am  
11. Januar 2007 in Kraft getreten.  
Es beruht auf einer umfassenden 
Überprüfung der gesetzlichen Rege-
lungen, die im Januar 2002 als Reak-
tion auf die Anschläge vom 11. Sep-
tember 2001 getroffen wurden und 
die auf fünf Jahre befristet waren. Sie 
wurden um weitere fünf Jahre verlän-
gert und werden fortlaufend bewer-
tet. Dazu wird ein wissenschaftlicher 
Sachverständiger hinzugezogen, der 
im Einvernehmen mit dem Bundestag 
bestellt wird.
 Dr. Wolfgang Schäuble erklärte, das 
Inkrafttreten des Ergänzungsgesetzes 
sei für das Aufspüren und die Verfol-
gung terroristischer Straftäter von ganz 
erheblicher Bedeutung. Für die Arbeit 
der Behörden seien vernünftig ange-
passte Rechtsgrundlagen geschaffen 
und einige umständliche Verfahren 
gestrafft worden, ohne dass in den 
Kernbereich der Lebensführung der 
Bürger eingegriffen werde. Von zen-
traler Bedeutung seien die Befugnisse 
für die Nachrichtendienste, die im drei-
jährigen Evaluierungszeitraum für das 
Terrorismusbekämpfungsgesetz sehr 
verantwortlich von ihren Auskunfts-
rechten Gebrauch gemacht hätten. 
Durch die Ergänzung des Vereinsrechts 
werde extremistischen Vereinen die 
Möglichkeit genommen, die Folgen 
eines Verbotes, insbesondere die voll-
ständige Zerschlagung der Organisati-
on und den Verlust von Vereinsvermö-
gen, durch eine „Flucht in die Kapital- 
gesellschaft“ zu umgehen. „Damit wird 
eine wesentliche Verbesserung der 
Bekämpfung von Extremismus und Ter-
rorismus im öffentlichen Vereinsrecht 




Land 2005      2006 Veränderungen   in %   absolut
Hauptherkunftsländer der Asylbewerber im Jahre 2006 
Irak 
Türkei 
Serbien und  
Montenegro (Jan–Juli) 
Serbien (Aug–Dez) 

























































Hinweis: Serbien und Montenegro werden seit August 2006 getrennt ausgewiesen. Nachrichtlich: ehem. Serbien und Montenegro zusammen 2005: 5.522, 2006: 3.237



















Die Zahl der Anträge auf Asyl in 
Deutschland hat sich im Jahr 2006 
erneut deutlich verringert: Insgesamt 
stellten 21.029 Personen einen solchen 
Antrag. Das ist ein Rückgang gegen-
über dem Vorjahr von 27,3 Prozent. 
Diese starke Abnahme wurde für fast 
alle Hauptherkunftsländer registriert. 
Nur aus Irak und Libanon kamen 
geringfügig mehr Menschen mit  
der Bitte um Asyl nach Deutschland. 
Das Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge hat im vergangenen Jahr 
insgesamt 30.759 Entscheidungen 
(2005: 48.102) getroffen. 251 Personen 
(0,8 Prozent) wurden als Asylberech-
tigte anerkannt. 1.097 Personen (3,6 
Prozent) erhielten Abschiebungsschutz.
Bundesinnenminister Dr. Wolfgang 
Schäuble erklärte, der starke Rückgang 
bei den Anträgen zeige, dass Asyl-
zugang als Zuwanderungsproblem 
zumindest quantitativ stark an Bedeu-
tung verloren habe. Um diesen Zustand 
MIgrAtIon
2006erneutdeutlichwenigerAsylanträge
Die im Zuwanderungsgesetz geregel-
ten Integrationskurse haben sich be-
währt. Der Abschlussbericht des mit 
der Evaluation beauftragten Unter-
nehmens Rambøll Management 
zeigt, dass sich das Integrations- 
kurssystem etabliert hat und allen 
Zuwanderern eine systematische 
und qualitativ hochwertige Förde-
rung anbietet. Es existiert eine gut 
strukturierte Förderlandschaft. 
Weit über 1.500 Kursträger bieten 
bundesweit flächendeckend Inte-
grationskurse an. 80 Prozent der 
Sprachkursträger verfügen über 
langjährige Erfahrungen in der 
Durchführung von Sprachkursen 
und beschäftigen gut qualifizierte 
Lehrkräfte. In dem Bericht werden 
aber auch Möglichkeiten zur Opti-
GutesZeugnisfürIntegrationskurse
zu erreichen, seien insbesondere seit 
Anfang der Neunzigerjahre große 
nationale und internationale Anstren-
gungen nötig gewesen. Der Minister 
wies auch auf die fortschreitende 
europäische Zusammenarbeit bei der 
Bekämpfung des Asylmissbrauchs hin, 
die in der EU zu sinkenden Asylzahlen 
geführt habe. So sei nach UNHCR-Anga-
ben im ersten Halbjahr 2006 die Zahl 
der Asylanträge auch EU-weit um 21 
Prozent gesunken. 
mierung des Systems gesehen. In sie-
ben Handlungsfeldern werden Vor-
schläge zur Verbesserung gemacht. 
Bundesinnenminister Dr. Wolfgang 
Schäuble betonte zu dem Bericht, die 
mit dem Zuwanderungsgesetz einge-
führten Integrationskurse hätten die 
Lücken und Defizite in der vorherigen 
Sprachförderung von Zuwanderern 
geschlossen und sich in der Praxis 
bewährt. Dies zeige auch der interna-
tionale Vergleich. Natürlich würden  
in dem Abschlussbericht auch Verbes-
serungspotenziale aufgezeigt, insge-
samt aber werde dem Integrations-
kurs ein gutes Zeugnis ausgestellt.  
Der Integrationskurs stelle eine deut-
liche qualitative Verbesserung der 
Integrationspolitik dar.
 
Der Integrationskurs ist das Kern-
stück der Bundesmaßnahmen zur 
Eingliederung von Zuwanderern.  
Er umfasst 630 Unterrichtsstunden, 
bestehend aus einem Sprachkurs zur 
Vermittlung ausreichender Sprach-
kenntnisse sowie einem Orientie-
rungskurs zur Vermittlung von Wis-
sen zur Rechtsordnung, Geschichte 






Bundesinnenminister Dr. Wolfgang 
Schäuble will den Leistungsgedan-
ken im Beamtenrecht stärken. Dies 
kündigte er auf der gewerkschafts-
politischen Arbeitstagung des dbb 
Beamtenbund und Tarifunion in 
Köln an. 
Der Gesetzentwurf für die Dienst-
rechtsreform des Bundes, der der-
zeit innerhalb der Bundesregierung 
abgestimmt wird, sieht hierfür zahl-
reiche Maßnahmen vor: 
Die Probezeit soll zukünftig für alle 
Laufbahngruppen drei Jahre dauern. 
Innerhalb dieser Phase soll nach den 
Worten Dr. Schäubles eine differen-
zierte Entscheidung über die Lebens-
zeitverbeamtung anhand von Leis-
tungskriterien getroffen werden. Die 
Probezeit dürfe nicht mehr nur reine 
Formalität sein, denn an ihrem Ende 
stehe die Entscheidung über eine 
Bindung auf Lebenszeit. Schlechte 
Leistung gehe unmittelbar zu Lasten 
und auf Kosten der Allgemeinheit.  
Es sei also eine staatliche Verpflich-
tung, eine sorgfältige Personalaus-
wahl zu treffen und eine verlässliche 
Erprobung zu gewährleisten. Das 
gelte auch für die Auswahl von Füh-
rungskräften. Führungsämter soll-
ten bereits ab der Besoldungsgruppe 
A 16 zunächst für zwei Jahre auf Pro-
be vergeben werden.
Im Gegenzug werden für Berufsan-
fängerinnen und -anfänger Leis-
tungsanreize geschaffen. Sie sollen 
schon in der Probezeit befördert 
werden können. „Ich sehe darin 
einen erheblichen Beitrag zur Stei-
gerung der Wettbewerbsfähigkeit 
des öffentlichen Dienstes, gerade 
auch im Hinblick auf den demogra-
phischen Wandel“, so der Minister. 
„Denn wenn in einigen Jahren tat-
sächlich Dienstherren und private 




Nachwuchskräfte konkurrieren, hätte 
der öffentliche Dienst schlechtere Kar-
ten bei jungen Leistungsträgern, wenn 




Zur Besoldung sagte Dr. Schäuble, 
sie solle künftig, wenn noch keine 
beruflichen Erfahrungen vorlägen, 
aus der Anfangsstufe erfolgen. Das 
Aufsteigen in den Stufen des Grund-
gehaltes solle sich nach Leistung und 
nach Erfahrungszeiten vollziehen. 
Dabei sollten Zeiten wie Beurlaubung 
wegen Kindererziehung oder Pflege 
angerechnet werden. Eine Stärkung 
des Leistungsprinzips müsse aller-
dings in beide Richtungen erfolgen. 
Bei Leistungen, die erheblich unter 
dem Durchschnitt lägen, solle der 
Stufenaufstieg gehemmt werden. 
Bei einer erheblichen positiven 
Leistungsentwicklung sollten die 
Betroffenen aber wieder zu der Stufe 
aufschließen können, die ohne die Stu-
fenhemmung erreicht worden wäre. 
Die Leistungsprämie, die in Zukunft das 
alleinige Leistungsbezahlungsinstru-
ment sein soll, soll nach den Worten des 
Ministers sowohl für besondere indivi-
duelle Leistungen als auch für Team-
leistungen vergeben werden können. 
Teamleistungen sollten dabei mehr 
als bisher gewürdigt werden. Damit es 
bei der Leistungsbewertung nicht zu 
mehr Bürokratie komme, solle es bei 
dem bewährten Verfahren bleiben. 
Das heißt, jeder Vorgesetzte trifft eine 
eigenverantwortliche Entscheidung 
über die Vergabe von Prämien in sei-
nem Verantwortungsbereich. 
Am bisherigen Einkommensniveau 
soll nach Darstellung des Ministers 
auch im neuen Gesetz grundsätzlich 
festgehalten werden. Das heißt, die 
Endgrundgehälter werden zur Finan-
zierung der Leistungsbezahlung 
weder abgesenkt noch variabel gestal-
tet. Es wird aber zwei Veränderungen 
geben: Erstens wird die jährliche Son-
derzahlung in die Grundgehaltstabel-
le eingearbeitet. Und zweitens wird 
zur Verbesserung der Situation von 
Beamtinnen und Beamten mit drei 
und mehr Kindern der Familienzu-
schlag für dritte und weitere Kinder 










Mit deutlichen Einschnitten bei der Altersversorgung der 
Minister und Parlamentarischen Staatssekretäre will die 
Bundesregierung zeigen, dass sie sich beim Sparen selbst 
nicht ausnimmt. Das Bundeskabinett beschloss unter ande-
rem, die Altersgrenze auf 65, später 67 Jahre anzuheben, für 
den Bezug von Ruhegehalt mindestens vier Amtsjahre vor-
auszusetzen und Übergangsgeld nur noch höchstens zwei 
Jahre zu zahlen. Bundesinnenminister Dr. Wolfgang 
Schäuble betonte: „Die Einschnitte gelten bereits für die jet-
zige Bundesregierung. Sie macht damit deutlich, dass sie 
nach der vollständigen Streichung der jährlichen Sonder-
zahlung weiter mit gutem Beispiel vorangeht.“
Bisher kann bei einer mindestens dreijährigen Amtszeit 
Ruhegehalt ab Vollendung des 55. Lebensjahres und bei 
einer zweijährigen Amtszeit ab Vollendung des 60. Lebens-
jahres bezogen werden. Diese Altersgrenzen sollen nun auf 
die Regelaltersgrenze angehoben werden. Ein ehemaliges 
Mitglied der Bundesregierung kann das Ruhegehalt jedoch 
ab dem 60. Lebensjahr vorzeitig in Anspruch nehmen. Dann 
wird es allerdings dauerhaft um 3,6 Prozent für jedes Jahr, 
maximal um 14,4 Prozent, gekürzt.
 
Die Mindestamtszeit für den Bezug von Ruhegehalt wird 
von bisher zwei auf künftig vier Jahre verdoppelt. Bei einer 
vorzeitigen Auflösung des Bundestages oder bei Beendi-
gung des Amts des Bundeskanzlers gilt die Mindestamtszeit 
ausnahmsweise eher als erfüllt, sofern mindestens zwei Jah-
re Amtszeit vorliegen. Damit wird dem Umstand Rechnung 
getragen, dass die Amtszeit aus Gründen endet, die nicht in 
der Person des Regierungsmitglieds liegen. Bei der Berech-
nung der Mindestamtszeit kann die Mitgliedszeit in einer 
Landesregierung unter bestimmten Voraussetzungen mit-
gezählt werden. Bei einem Ausscheiden ohne Anspruch auf 
Ruhegehalt soll die Möglichkeit der Nachversicherung in 
der gesetzlichen Rentenversicherung geschaffen werden. 
Das Bundeskabinett.
Aus dem „Lexikon der Innenpolitik“, das das Bundesmi-
nisterium des Innern auf seinen Internetseiten anbietet, 
veröffentlichen wir in dieser Ausgabe den Begriff:
Asylbewerber
Asylbewerber sind Ausländer, die Schutz als politisch 
Verfolgte nach Art. 16a Abs.1 des Grundgesetzes oder 
Schutz vor Abschiebung oder einer sonstigen Rückfüh-
rung in einen Staat beantragen, in dem ihr Leben oder 
ihre Freiheit wegen ihrer Rasse, Religion, Staatsange-
hörigkeit, ihrer Zugehörigkeit zu einer bestimmten 
sozialen Gruppe oder wegen ihrer politischen Über-
zeugung bedroht ist.
Auf Art. 16a Abs. 1 des Grundgesetzes kann sich nicht 
berufen, wer aus einem sicheren Drittstaat im Sinne  
des § 26a Abs. 2 des Asylverfahrensgesetzes einreist.
Das Bundesministerium des Innern veröffentlicht 
monatlich im Rahmen einer Pressemitteilung die aktu-





Unter Schirmherrschaft der BSRBCC (Baltic Sea Region Bor-
der Control Cooperation) richtete die Bundespolizeiflieger-
staffel Nord vom 31. Oktober bis zum 3. November 2006 in 
Bad Bramstedt das erste Expertentreffen von Vertretern der 
Flugdienstorganisationen der mit der Grenzüberwachung 
beauftragten Behörden und Organisationen der Anrainer-
staaten der Ostsee aus. 
Im Fokus der BSRBCC steht die Verbesserung der Zusam-
menarbeit bei der Bekämpfung der grenzüberschreitenden 
Kriminalität im Ostseeraum und der maritime Umwelt-
schutz. Die Flugdienste der jeweiligen nationalen Grenz-
schutzorganisationen unterstützen die Bemühungen um 
„safety“ und „security“ auf See durch den Einsatz von Hub-
schraubern und Flugzeugen. 
Für alle fachspezifischen Fragen der Zusammenarbeit auf 
diesem Sektor wurde nun erstmals ein Forum geschaffen. 
Im Mittelpunkt stehen der Erfahrungsaustausch sowie die 
Weiterentwicklung und Standardisierung von Einsatzver-
fahren als Grundlage für gemeinsame Operationen.
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Insgesamt 2.278 Bürger haben im  
vergangenen Jahr einen Antrag auf 
Zugang zu amtlichen Informationen 
bei Bundesbehörden gestellt, mehr  
als die Hälfte von ihnen hatten damit 
vollständig oder teilweise Erfolg. Die 
Antragsteller beriefen sich auf das am 
1. Januar 2006 in Kraft getretene In-
formationsfreiheitsgesetz (IFG), das 
jedem einen Anspruch auf Zugang zu 
amtlichen Informationen bei Bundes-
behörden einräumt, soweit keine  
Ausnahmegründe vorliegen.
 
Aus einer vom Bundesministerium des 
Innern veröffentlichten Jahresstatistik 
geht hervor, dass in 1.379 Fällen der 
Informationszugang ganz oder teil-
weise gewährt wurde. In 410 Fällen 
wurde der Zugang zu den gewünsch-
ten Informationen abgelehnt. Gegen 
142 Entscheidungen wurde Wider-
spruch eingelegt. 62 Widersprüche 
wurden zurückgewiesen. Anfang Janu-
ar 2007 waren 27 Klagen anhängig.
 
Nicht oder nicht vollständig wurden 
Informationen insbesondere wegen 
des Schutzes personenbezogener Daten 
zugänglich gemacht, auch wegen des 
Schutzes von Betriebs- und Geschäfts-
geheimnissen sowie wegen des Schut-
zes des behördlichen Entscheidungs-
prozesses. Antragsteller waren über- 
wiegend Privatpersonen. Pressever- 
treter haben in 92 Fällen, Mitglieder 
des Bundestages in vier Fällen das 
Antragsrecht des IFG genutzt. 
Die Behörden haben bei 114 der positiv 
beschiedenen Anträge, also rund fünf 
Prozent, Gebühren erhoben. In 50 Fäl-
len lag die Gebühr unter 50 Euro. Die 
Anträge erstreckten sich auf die gesam-
ten Arbeitsbereiche der Bundesbehör-




Bundesinnenminister Dr. Wolfgang Schäuble hat den bis-
herigen Vizepräsidenten des Statistischen Bundesamtes, 
Walter Radermacher, als neuen Präsidenten des Amtes am 
18. Januar 2007 in Wiesbaden offiziell in sein neues Amt 
eingeführt. Gleichzeitig wurde ihm auch das Amt des 
Bundeswahlleiters übertragen. Radermacher folgt Johann 
Hahlen, der im Oktober als Staatssekretär ins Bundesmi-
nisterium des Innern gewechselt war.
Bei der offiziellen Amtseinführung in Wiesbaden lobte 
Minister Dr. Wolfgang Schäuble Radermacher als erfah-
renen Statistiker, „der sein Handwerk von der Pike auf 
gelernt und der sich national wie international einen 
Namen gemacht hat“. Der 54-jährige Betriebswirt war im 
Statistischen Bundesamt in verschiedenen Leitungsfunkti-
onen tätig und hat sich dort vor allem um den Aufbau der 
umweltökonomischen Gesamtrechnungen und die Einfüh-
rung moderner Steuerungsinstrumente verdient gemacht.
 
Dr. Schäuble hob die Bedeutung statistischer Informationen 
als Grundvoraussetzung für ein modernes Gemeinwesen 
hervor: „Ohne ein klares und ehrliches Bild von der Wirk-
lichkeit kann es keine gute Politik geben. Die Zahlen der 
amtlichen Statistik über die wirtschaftliche und gesell-





Staatssekretär Johann Hahlen (l.) überreicht 





Bundesinnenminister Dr. Wolfgang 
Schäuble hat dem Deutschen Handball-
Bund (DHB) zum Gewinn der Weltmeis-
terschaft gratuliert. In einem Schrei-
ben an dessen Präsidenten Ulrich 
Strombach betonte der Minister, die 
deutsche Mannschaft habe auf dem 
Turnier den Hallenhandball von seiner 
besten Seite präsentiert: „dynamisch, 
schnell, athletisch, faszinierend und 
oft spannend bis zur letzten Sekunde“. 
Hinzu sei das für den Erfolg notwen-
dige Quäntchen Glück gekommen. 
Dr. Schäuble schrieb weiter, das deut-
sche Team habe sich mit seiner Spiel-
weise in die Herzen von Millionen 
Handballfans gespielt und in unserem 
Land das „Wir-Gefühl“ erneut aufleben 
lassen. Die olympiareife Begeisterung 
Erfolgeauf
schnellenKufen
Bundesinnenminister Dr. Wolfgang 
Schäuble hat den erfolgreichen deut-
schen Teilnehmern der Bob- und  
Skeleton-WM sowie der Rennrodel-
WM gratuliert. Die Sportlerinnen und 
Sportler des Bob- und Schlittenver-
bandes für Deutschland gewannen in 
acht Wettbewerben 27 Medaillen. 
Fünf Medaillengewinner sind Ange-
hörige der Bundespolizeisportschule. 
Davon ist einer der zweifache Gold-
medaillengewinner im Rennrodeln, 
David Möller. Ihm schrieb der Minis-
ter: „Sie haben als Polizeibeamter des 
Bundes durch Ihre neuerlichen 
Erfolge bei den Angehörigen der Bun-
despolizei große Freude ausgelöst.“ 
Der nach 2004 zweite Einzelweltmeis-
tertitel sei ein weiterer Meilenstein in 
Möllers sportlicher Laufbahn. 
Nach den Bobrennen der Damen 
standen auch die beiden Bundespoli-
zistinnen Romy Logsch im Zweierbob 
und Berit Wiacker im Teamwettbe-
werb mit auf dem obersten Sieger-
treppchen. Dr. Schäuble sprach ihnen 
und ihrer Pilotin Sandra Kiriasis 
ebenfalls seine Glückwünsche aus. 
Silber im Zweierbob gewannen die 
Bundespolizistinnen Cathleen Marti-
ni und Janine Tischer. Damit knüpf-
ten die Sportlerinnen und Sportler 
der Bundespolizei an die olym-
pischen Erfolge von 2006 an.
David Möller mit seiner Goldmedaille im 
Rennrodeln.
der Handballfans in den Arenen habe 
dem deutschen Sport weiteres Ansehen 
verschafft. Er wünsche sich, dass der 
DHB diesen Aufschwung positiv für  
seine eigene Zukunft nutzen könne.
Die deutsche Mannschaft hatte in einem 
hochklassigen Endspiel am 4. Februar in 
Köln gegen Polen mit 29:24 gewonnen. 
Bundespräsident Dr. Horst Köhler, der 
auch Schirmherr der WM war, und der 
Präsident des Internationalen Handball-
verbandes, Dr. Hassan Moustafa, über-
reichten ihr anschließend den Siegerpo-
kal. Deutschland hat damit nach 1938 
und 1978 zum dritten Mal eine Hallen-
handball-WM errungen und ist gleich-
zeitig für die Olympischen Sommer-
spiele in Peking 2008 qualifiziert.
Mit über 300.000 Zuschauern waren 
die insgesamt zwölf Hallen ausver-
kauft. Gleichzeitig erlebte der Hand-
ballsport einen Zuschauerboom vor 
den Bildschirmen mit bisher nie 
erreichten Einschaltquoten. 
Minister Dr. Schäuble hat die Bedeutung des Sports für die Integration von Zuwan-
derern unterstrichen. In einer Rede zum Auftakt des Kongresses „Integration 
durch Sport“ in Stuttgart sagte der Minister: „Da Sport keine oder alle Sprachen 
spricht, ist er dem Grunde nach für jedermann zugänglich und erfordert keine 
großen Voraussetzungen.“ Deshalb werde Sport in großem Umfang als wirksames 
Mittel zur Förderung der Integration eingesetzt.
Dr. Schäuble wies auf das Programm „Integration durch Sport“ hin, das der Deut-
sche Olympische Sportbund auf Initiative der Bundesregierung seit 16 Jahren 
durchführt und das mit jährlich über fünf Millionen Euro gefördert wird. Das bun-
desweite Programm unterstützt Sportvereine, die sich insbesondere für die Inte-
grationsarbeit engagieren. Insbesondere der Vereinssport setzt auf seine großen 
Integrationspotenziale. Hier fördere der Sport Begegnungen, Kooperationen und 
den Erfahrungsaustausch von Menschen unterschiedlicher sozialer, kultureller 
und ethnischer Herkunft. In keinem anderen Bereich finde man eine vergleichbar 
große Zahl von Menschen mit Migrationshintergrund, die sich freiwillig beteiligen. 
IntegrationdurchSport
Bundestrainer Heiner Brand (r.) feiert mit  
seiner Mannschaft den WM-Sieg.   
Bundesministerium des Innern, GVP Gemeinnützige Werkstätten GmbH,  
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Diese Broschüre enthält das innenpolitische Arbeitsprogramm 
für die deutsche EU-Ratspräsidentschaft 2007 in den drei Spra-
chen Deutsch, Englisch und Französisch. (Artikelnr.: BMI06341)
Europasicherleben–PraktischeBeispielefürerfolgreiche
europäischeInnenpolitik
Diese Broschüre informiert anhand von Beispielen über die 
Erfolge der innenpolitischen Zusammenarbeit der EU in  
den Bereichen Sicherheit, Visum- und Asylpolitik, Katastro-




Von der Nachwuchsförderung, über den Kampf gegen Doping 
bis hin zur Förderung von Spitzesportlerinnen und -sportlern. 
Diese Broschüre informiert über alle Bereiche des Sportes, in 
denen das BMI tätig ist. (Artikelnr.: BMI06306)
ImProfil.DasBundesministeriumdesInnernstelltsichvor
Diese Broschüre enthält alle wichtigen Informationen über 
das Innenministerium: Geschichte, Aufgaben und Organisa-
tion des Hauses. Sie informiert außerdem anschaulich über 
die Themen der Innenpolitik, die Beauftragten, Behörden  
und Einrichtungen des BMI. (Artikelnr. BMI06309)
Weitere Informationen und Publikationen finden Sie unter: 
www.bmi.bund.de(Publikationen)
Aktuelle Informationen über die EU-Ratspräsidentschaft fin-
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